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1. Kapitel 

Der Durchsetzungsanspruch des Gemeinschaftsrechts: 
Vorrang und unmittelbare Anwendbarkeit 

A. Vorrang und unmittelbare Anwendbarkeit 

I. Vorrang vor innerstaatlichem Recht der Mitgliedstaaten 

1. Der Grundsatz des Vorrangs 

Der Vorranganspruch des Gemeinschaftsrechts gegenüber den nationalen 
Rechtsordnungen der Mitgliedstaaten gehört seit den frühen Jahren der Gemein-
schaft zur ständigen Rechtsprechung des EuGH 1• Dabei liegt es wohl in der 
Natur der Sache, daß eine Rechtsordnung, deren territorialer Geltungsbereich 
sich mit dem Geltungsbereich mehrerer, wiederum untereinander abweichender 
(Teil-)Rechtsordnungen deckt, diesen gegenüber vorrangige Beachtung einfor-
dern muß: Nur so kann der größere Geltungsbereich der größeren Einheit Wirk-
lichkeit werden. Wie vor allem auch in der französischen Literatur zum Ge-
meinschaftsrecht hervorgehoben wird, ist der Vorrang-Anspruch als solcher 
auch keine Besonderheit des Gemeinschaftsrechts, sondern wird auf internatio-
naler Ebene bereits vom allgemeinen Völkerrecht erhoben: Es entspricht der 
ständigen Rechtsprechung auch internationaler Gerichte, daß ein Verstoß gegen 

I s. grundlegend EuGH 15.7.1964 Rs. 6/64 - Flaminio Costa gegen E.N.E.L., Sig. X 
(1964), 1251 und rückblickend dazu Lecourt Melanges Boulouis (1991), 349 ff. 

2 s. etwa de Witte RTDE 1984, 424 (425 ft); Carreau Droit international, 4.A. 1994, S. 
48 f, Rn 101 f; Dubouis RFDA 1989, 1000 (1003): "il serait erronne de croire que I'af-
firmation de la primaute ne soit que le fait de la jurisprudence de la CJCE et ne se 
con'Yoive que dans une logique de supranationalite: la primaute a de tout temps ete affir-
mee par toutes les juridictions internationales comme inherente a l'essence meme de 
toute regle internationale." ders. Melanges Boulouis (1991), 205 (212); ders. RFDA 
1992, 1 (9); Rideau in: La Constitution et I'Europe (1992), 67 (83): "cette primaute 
decoule ... de la logique du principe du respect de la norme internationale dont l'intensite 
est avivee par la specificite du droit communautaire."; Jacque RCADE Vol. 1-1 (1990), 
S. 237 (267 t); Dutheil de La Rochere in: La Constitution et l'Europe (1992), 233 (244 
t); de Berranger Constitutions nationales S. 329 ff. 
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internationale Verpflichtungen nicht mit dem Hinweis auf nationales Recht 
gerechtfertigt werden kann. 

2. Vorrang auch vor nationalem Verfassungsrecht 

a) Die Rechtsprechung des EuGH 

aa) Grundsätzliche Unbeachtlichkeit auch nationalen Verfassungsrechts 

Ebenfalls schon im allgemeinen Völkerrecht vorgezeichnet war die Lösung, 
die der EuGH im Falle von Kollisionen zwischen Gemeinschaftsrecht und der 
Spitze der nationalen Normenpyramide, der innerstaatlichen Verfassung, vorge-
geben hat: Wie schon der StlGH3 und bereits zuvor die Praxis der internationa-
len Schiedsgerichte4 lehnt auch der EuGH die Berücksichtigung jeder, auch der 
höchstrangigen Vorschrift des nationalen Rechts ab, da ihr wie jeder anderen 
innerstaatlichen Vorschrift der Makel anhaftet, vom Mitgliedstaat als dem 
gleichzeitigen "Schuldner" der internationalrechtlichen Verpflichtung verant-
wortet zu sein. Diese Grundhaltung betrifft nicht nur den vom Standort der 
deutschen Rechtsordnung aus besonders intensiv beobachteten Grundrechts-
bereichS, sondern auch andere Regeln von Verfassungsrang, deren "Mißach-
tung" durch das Gemeinschaftsrecht auch im Ergebnis leichter einleuchtet6 • 

3 s. z.B. StIGH 4.2.1932 - Traitement des ressortissants polonais a Dantzig, Serie A / B 
Nr. 44, 24. 

4 s. dazu die aufschlußreiche Gegenüberstellung der EuGH-Rechtsprechung mit Pas-
sagen älterer Schiedsgerichts-Entscheidungen bei Pellet RCADE Vol. V -2 (1994), 193 
(261 ff). 

5 S. zu nationalen Grundrechten EuGH 17.12.1970 Rs. 11 / 70 - Internationale Han-
delsgesellschaft mbH gegen Einfuhr- und Vorratsstelle flir Getreide- und Futtermittel, 
Sig. 1970, 1125. 

6 Zu anderen Regeln von Verfassungsrang EuGH 8.2.1973 Rs. 30/72 - Kommission / 
Italien, Sig. 1973, 161 zum Konflikt mit Bestimmungen des italienischen Haushalts-
Verfassungsrechts; EuGH 9.3.1978 Rs. 106 / 77 - Staatliche Finanzverwaltung gegen 
S.p.A. Simmenthal, Sig. 1978,629; EuGH 19.6.1990 Rs. C-213 / 89 - The Queen gegen 
Secretary of State for Transport ex parte: Factortame Ud und andere, Sig. 1990, 1-2433. 
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Doch bedeutet diese Haltung im Ergebnis nicht immer das "Ende" des betrof-
fenen nationalen Verfassungsgrundsatzes: Die strukturelle Unfertigkeit und 
Offenheit der Gemeinschaftsrechtsordnung hat der EuGH dazu genutzt, sich 
selbst - gestützt auf das Beispiel des Art. 215 Abs. 2 EGV - die Befugnis zur 
Vervollständigung dieser Rechtsordnung im Wege der Bildung allgemeiner 
Rechtsgrundsätze aus dem gemeinsamen Fundus der Mitgliedstaaten zuzuer-
kennen. Lassen sich solche gemeinsamen Traditionen erkennen und stehen 
diese nicht in Widerspruch zu den Erfordernissen des Gemeinschaftsrechts, so 
bleibt die Berufung auf den nationalen Verfassungsgrundsatz zwar nach wie vor 
ausgeschlossen; einer Geltung derselben Regel als allgemeiner Grundsatz des 
Gemeinschaftsrechts steht jedoch nichts entgegen7• Mit der Rechtsordnung 
wechselt der betroffene Rechtssatz dann allerdings zugleich auch das zur au-
thentischen Auslegung berufene Rechtsprechungsorgan : Gemäß Art. 164 EG V 
ist Auslegung und weitere Entwicklung der betroffenen Regel nunmehr Aufga-
be des EuGH. 

Auch dieser Ansatz hat jedoch seine natürlichen Grenzen: Nicht jede Grund-
satzentscheidung, die Aufnahme in die nationale Verfassung eines der Mit-
gliedstaaten gefunden hat, kann schon allein deswegen vom Gemeinschaftsrecht 
"aufgenommen" werdens. Andernfalls würde auch in diesen Fällen zwar formal 

7 s. in neuerer Zeit die in der Aufregung um die enge Auslegung der Unverletzlichkeit 
der Wohnung allerdings kaum wahrgenommene Anerkennung des allgemeinen Ein-
griffs-Gesetzesvorbehalts durch EuGH 21.9.1989 verb. Rs. 46/87 u. 227/88 - Hoechst 
AG / Kommission, Sig. 1989, 2859; dazu aber immerhin Nicolaysen Europarecht I, S. 64 
f; Stotz in: Aktuelle Entwicklungen (1992), 21 (27). 

g So freilich fUr die Grundrechte die Schlußanträge von Generalanwalt Warner zu 
EuGH 7.7.1976 Rs. 7/76 - Firma ICRA (Industria Romana Carni e Affini S.p.A.) gegen 
staatliche Finanzverwaltung, Sig. 1976, 1213, 1229 (\236): " ... ein von der Verfassung 
eines Mitgliedstaates anerkanntes und geschütztes Grundrecht [muß] auch im Gemein-
schaftsrecht anerkannt und geschützt werden ... "; ebenso die offizielle Darstellung der 
Kommission in: EG-Bulletin Beilage 5 / 1976, 5 (\ 7); Amt fUr amtliche Veröffentli-
chungen der Europäischen Gemeinschaften (Hrsg.), Der Gerichtshof der Europäischen 
Gemeinschaften, Europäische Dokumentation, 4. A. 1986, 42, auf die sich etwa H. P. 
Ipsen WRP 1988, I (7) unter Bezug auf die 3. A. beruft; Ipsens Ansatz fUhrt dann folge-
richtig zu der wenig eleganten Fragestellung, ob das Gemeinschaftsrecht als "allgemei-
nes Gesetz" im Sinne von Art. 5 Abs 2 GG gelten könne, da Art. 5 GG den gemein-
schaftsweit weitestgehenden (?) Schutz der Pressefreiheit gewährleiste. Der EuGH ist 
diesem "maximalistischen" Ansatz jedoch auch fUr das immerhin begrenzte Feld der 
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